
VdK Hessen, Alzheimer Gesellschaft, Seniorenver-
band, BAA, Soziokulturelles Forum, DGB, um nur
einige von den Teilnehmern des Auftaktworkshops
zu nennen, darüber hinaus die Mitglieder des Lan-
desseniorenrates, der ja jetzt neu ist, und die Se-
niorenorganisationen aus den Befragungsregionen,
Vertreter der Stadtverwaltung und der Landratsäm-
ter der Befragungsregionen, die Fraktionen des
Thüringer Landtags, die LIGA und landesweit im
Bereich der Senioren, Familien und Frauen tätige
Verbände, Organisationen, Vertreter von fachlich
relevanten Institutionen sowie alle Experten, die
von ORBIT e.V. im Rahmen der Erhebung befragt
worden sind. Insgesamt waren das 49 Personen,
die der Einladung gefolgt sind.

Zu Frage 2: Am 29. Januar fand der Auftaktwork-
shop zur Erstellung des Seniorenberichtes mit Mit-
gliedern des Landesseniorenbeirats und den zu-
künftigen Mitgliedern des Seniorenrates statt. Dabei
wurden die Teilnehmer unter anderem über den
Ablauf der Studie informiert und konnten sich in die
Ausgestaltung der zu bearbeitenden Themenfelder
einbringen. Zu den Experteninterviews wurden
ebenfalls Vertreter von Verbänden und Organisatio-
nen befragt. Der Landesseniorenrat wurde dabei
zum Beispiel von seiner Vorsitzenden Frau Irene
Ellenberger repräsentiert. Zum Abschlussworkshop
wurden, wie bereits dargestellt, die ersten Auswer-
tungsergebnisse vorgestellt und an sechs Themen-
tischen diskutiert. Dieser Workshop war sowohl von
fachlichen Inhalten als auch von der Resonanz ein
großer Erfolg. Insbesondere aus den Arbeitsgrup-
pen kam eine Fülle von Informationen, die für alle
Teilnehmer von großem Interesse waren. Die Er-
gebnisse der Diskussion werden in den Senioren-
bericht einfließen.

Zu Frage 3: Der Seniorenbericht wird im Februar
fertiggestellt sein und nach Beratung im Kabinett,
die gleich nach Fertigstellung erfolgen wird, der Öf-
fentlichkeit zur Verfügung gestellt.

Zu Frage 4: Ich gehe davon aus, dass der Senio-
renbericht in der Öffentlichkeit diskutiert werden
wird, jedoch ist eine parlamentarische Debatte hier-
zu, entsprechend der Geschäftsordnung des Land-
tags, nur durch das Stellen eines Antrags möglich.

Danke für die Aufmerksamkeit.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch die Fragestellerin.

Abgeordnete Jung, DIE LINKE:

Herr Schubert, Sie sagten, beteiligt waren auch die
Fraktionen. Ich will mal so fragen: Welche Fraktio-
nen? Denn die Fraktion DIE LINKE hatte dazu kei-
ne Einladung.

Dr. Schubert, Staatssekretär:

Dann muss ich das noch einmal prüfen, ob das so
war, weil ich jetzt nicht von den 49 Teilnehmern ge-
nau erkennen kann, wer eingeladen war. Das wür-
de ich Ihnen noch einmal nachreichen.

Vizepräsident Gentzel:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr
Staatssekretär. Es folgt die Mündliche Anfrage der
Abgeordneten Schubert von der Fraktion BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN in der Drucksache 5/7165.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Vielen Dank, Herr Präsident.

Ausnahmegenehmigung zum Aufstellen von orts-
festen Geschwindigkeitskontrollen im Ortsteil
Neckeroda der Gemeinde Blankenhain

Der Landkreis Weimarer Land hat im Sommer 2013
bei der Landesregierung einen Antrag gestellt, an
der Bundesstraße 85, die direkt durch den Ortsteil
Neckeroda der Gemeinde Blankenhain führt, eine
stationäre Geschwindigkeitskontrolle zu errichten.

Dies ist nach derzeitigem Thüringer Recht der Ge-
meinde Blankenhain ohne eine Ausnahmegenehmi-
gung nicht möglich. Leider ist bislang keine Antwort
auf diesen Antrag eingegangen.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wann ist mit einer Antwort auf den oben genann-
ten Antrag zu rechnen?

2. Welche Antwortfristen gibt es für derartige Anträ-
ge?

3. Sieht die Landesregierung grundsätzlich die
Möglichkeit, Ausnahmegenehmigungen zum Auf-
stellen von ortsfesten Geschwindigkeitskontrollen
für Gemeinden zu erteilen, die nicht in der Anlage
zu § 2 Abs. 2 der Zuständigkeitsverordnung für die
Verfolgung und Ahndung von Verkehrswidrigkeiten
genannt sind? Wenn ja, unter welchen Bedingun-
gen? Wenn nein, warum nicht?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet der Staatssekre-
tär im Innenministerium. Herr Rieder, bitte.

Rieder, Staatssekretär:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren Abgeordneten, die Mündliche
Anfrage der Abgeordneten Schubert beantworte ich
für die Landesregierung wie folgt:

Zu Frage 1: Beim zuständigen Innenministerium ist
ein Antrag der Gemeinde Blankenhain nicht einge-
gangen. Der Landrat des Landkreises Weimarer
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Land, Herr Münchberg, wandte sich jedoch mit
Schreiben vom 12. Juni 2013 an das Thüringer Mi-
nisterium für Bau, Landesentwicklung und Verkehr
und bat Herrn Minister Carius um Unterstützung bei
der Findung einer pragmatischen Lösung zum Auf-
stellen und Betreiben einer stationären Geschwin-
digkeitsmessanlage durch die Gemeinde Blanken-
hain im Ortsteil Neckeroda. Dieses Schreiben des
Landkreises Weimarer Land ist aus Sicht der Lan-
desregierung durch Minister Carius mit Antwort-
schreiben vom 1. August 2013 beantwortet. Es
zeigt auf, warum die Gemeine Blankenhain mit ih-
rem Ortsteil Neckeroda im Sinne des § 2 Abs. 2 der
Zuständigkeitsverordnung zur Verfolgung und Ahn-
dung von Verkehrsordnungswidrigkeiten des Thü-
ringer Innenministeriums vom 21. April 1998 keine
berechtigte Gemeinde zur Aufgabenwahrnehmung
der Geschwindigkeitsüberwachung ist. Seitens des
Innenministeriums ist der Antwort des Verkehrsmi-
nisteriums nichts hinzuzufügen.

Zu Frage 2: Eine Frist ist nicht bestimmt. Im Übri-
gen verweise ich auf die Antwort zu Frage 1.

Zu Frage 3: Die Verordnung sieht keine Ausnah-
men vor. Im Übrigen verweise ich auf die Antwort
des Innenministers auf die Kleine Anfrage 3294 der
Abgeordneten Schubert vom 23. Juli 2013 sowie
die Ausführungen der Landesregierung in der
132. Sitzung des Thüringer Landtags vom
18.10.2013.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt eine Nachfrage durch die Fragestellerin.

Abgeordnete Schubert, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Dieses platte Nein provoziert natürlich die Nachfra-
ge, welche Möglichkeiten Sie sehen, dem Problem,
das die Gemeinde Neckeroda hat, abzuhelfen.

Rieder, Staatssekretär:

Die Gemeinde hat die Möglichkeit, sich an die Poli-
zei zu wenden, mit ihr gemeinsam die Situation zu
analysieren und zu beraten, ob und - wenn ja - wel-
che Schlussfolgerungen daraus gezogen werden
müssen.

Vizepräsident Gentzel:

Weitere Nachfragen sehe ich nicht. Danke, Herr
Staatssekretär. Dann machen wir weiter mit der
Mündlichen Anfrage des Abgeordneten Kalich von
der Fraktion DIE LINKE in der Drucksache 5/7167.

Abgeordneter Kalich, DIE LINKE:

Danke, Herr Präsident.

Umbau des Bahnübergangs in Blankenstein

Für den Umbau des Bahnübergangs in der Ge-
meinde Blankenstein wurde eine Zweckvereinba-
rung zwischen der Kommune Blankenstein, der
Deutschen Bahn AG, einem ortsansässigen Kraft-
zellstoffunternehmen, dem Straßenbauamt Ostthü-
ringen, dem Freistaat Thüringen und dem Bund ge-
schlossen. Aktuell steht eine Verschiebung des
Vorhabens über das Jahr 2014 hinaus in Rede.

Ich frage die Landesregierung:

1. Aus welchen Gründen wird die Baumaßnahme
verschoben?

2. Wurde die Zweckvereinbarung von allen Beteilig-
ten unterzeichnet?

3. Wann ist mit einer Entscheidung über den Bau-
beginn zu rechnen?

Vizepräsident Gentzel:

Für die Landesregierung antwortet die Staatssekre-
tärin im Ministerium für Bau, Landesentwicklung
und Verkehr. Frau Klaan, bitte.

Klaan, Staatssekretärin:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und
Herren, die Anfrage des Abgeordneten Kalich be-
antworte ich für die Thüringer Landesregierung wie
folgt:

Zu Frage 1: Die ursprünglichen Planungen mussten
wegen einer Vielzahl von Einwendungen mehrfach
angepasst werden. Das Planfeststellungsverfahren
ist noch nicht abgeschlossen.

Zu Frage 2: Die Kreuzungsvereinbarung wurde
durch die DB Netz AG, die Gemeinde und die Zell-
stoff- und Papierfabrik Rosenthal GmbH unterzeich-
net. Die Unterschriften der übrigen Kreuzungsbetei-
ligten wurden aufgrund der notwendigen Planände-
rungen bislang noch nicht eingeholt.

Zu Frage 3: Mit einer Entscheidung über den Bau-
beginn wird Anfang des Jahres 2015 gerechnet.

Vizepräsident Gentzel:

Es gibt keine Nachfragen. Danke, Frau Staatsse-
kretärin. Dann machen wir weiter mit der Mündli-
chen Anfrage der Abgeordneten Stange von der
Fraktion DIE LINKE in der Drucksache 5/7168.

Abgeordnete Stange, DIE LINKE:

Herr Präsident, danke.

Selbstbestimmte Verhütung

Die schleswig-holsteinischen Verbände von Pro Fa-
milia, der Hebammenverband und die kommunalen
Gleichstellungsbeauftragten haben mit bundeswei-
ter Unterstützung zahlreicher Prominenter am
3. Dezember 2013 die „Kieler Erklärung“ verab-
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